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28.05. Vom Kalten Krieg zum neuen Europa (Salzburger Nachrichten)

Eine Vielzahl von Veranstaltungen beleuchtet heuer die politische Zeitenwende von 1989. Ein facettenreicher Blick auf ein "Wunderjahr". Revolution? Aufbruch? Wende?: Unter diesem Titel untersucht heute, Donnerstag, eine Tagung des Zentrums für Europa-Studien an der Universität Salzburg und des Stefan-Zweig-Zentrums Salzburg die politische Entwicklung, aber auch die kulturellen Initiativen nach dem Fall des Eisernen Vorhangs. Begonnen hat die Konferenz auf der Edmundsburg bereits am Mittwochabend mit einer Lesung des ungarischen Schriftstellers György Dalos, Autor des Buchs "Der Vorhang geht auf". Dalos diskutiert zum Abschluss der Tagung mit Boris Buden aus Zagreb über "1989 und das Erbe".
Europa 1989/2009 - Geteilt, geeint: So lautet das Motto einer zweitägigen Konferenz in der Wiener Hofburg, die heute, Donnerstag, und morgen, Freitag, "1989" als historischen Umbruch vom Kalten Krieg zum neuen Europa würdigen will. An die friedliche Revolution vor 20 Jahren erinnern etwa Jiri Dienstbier aus Tschechien und Wolfgang Thierse, Vizepräsident des Deutschen Bundestags. Über die Kultur Mitteleuropas debattiert Polens Exaußenminister Wladyslaw Bartoszewski mit den Schriftstellern Drago Jancar (Slowenien) und György Konrad (Ungarn). Karel Schwarzenberg, Exberater von Vaclav Havel, trägt persönliche Erinnerungen an die Wende 1989 vor. Leszek Balcerowicz aus Polen skizziert Probleme der wirtschaftlichen Transformation in den neuen Demokratien.
20 Jahre seit der Wende: 1989- 2009: Unter dieser Überschrift widmet sich morgen, Freitag, im Salzburger Bildungshaus St. Virgil das 1. Kardinal-König-Symposion den gesellschaftlichen und kirchlichen Entwicklungen in Ostmitteleuropa.

29.05. 1989 und die Beschwörung Mitteleuropas (Die Presse)

KONGRESS in WIEN. Zwanzig Jahre nach dem Fall des Eisernen Vorhangs ziehen Vertreter aus Mitteleuropa Bilanz über das Erreichte. Es gibt noch viel Platz für engere Zusammenarbeit.

wien (b. b.). Der Rückblick auf die vergangenen zwei Jahrzehnte in Mitteleuropa zeige, "dass es einfacher sein kann, eine Diktatur zu stürzen, als dann auf deren Trümmern eine stabile und funktionierende Demokratie aufzubauen". Und dennoch, glaubt Bundespräsident Heinz Fischer, "haben wir seit 1989 in Mitteleuropa Dinge erreicht, von denen unsere Großeltern nicht einmal zu träumen gewagt hätten".

Zur gestrigen Eröffnung des Europakongresses "1989-2009. Geteilt, Geeint" in der Wiener Hofburg erinnerte auch Außenminister Michael Spindelegger an die gerne verdrängte Tatsache, dass die Länder der EU seit über sechs Jahrzehnten keinen Krieg erlebt haben. "Auch die gegenwärtige Krise beweist ganz klar, dass ein gemeinsamer Wirtschaftsraum ein wesentlich besserer Schutzschild ist, als würde jeder Staat als Einzelkämpfer an die Lösung der Probleme herangehen." Aber, trotz aller Errungenschaften seit 1989 in dem inzwischen bedeutend erweiterten europäischen Projekt: "Die Skepsis ist groß."

Wie überwinden? Professor Wladyslaw Bartoszewski, der große alte Mann der polnischen Diplomatie, fordert, dass dem nationalen Egoismus, Chauvinismus, Fremdenhass und politischen Extremismus mit den gemeinsamen Werten des Christentums und des Humanismus begegnet werden soll. Wichtig ist für ihn eine "Erziehung zum verantwortungsbewussten Handeln und zur Nächstenliebe".

Gerade weil die Staaten Ostmitteleuropas die Konsequenzen der totalitären Systeme des Nationalismus und Kommunismus - Versklavung der Menschen, Isolierung, ökonomische Rückwärtsentwicklung - selbst durchlebt hätten, "ist bei uns das Verlangen nach europäischer Solidarität auch so lebendig geblieben".

Probleme in EU mitgebracht

Peter Balas, der neue Außenminister Ungarns, schlug in der Hofburg auch selbstkritische Töne an, als er feststellte, die Länder Ostmitteleuropas hätten in die EU auch ihre ungelösten Probleme mitgebracht: "Die historische Aussöhnung, wie sie zwischen Frankreich und Deutschland beispielhaft gelungen ist, hat in unseren Ländern noch nicht überall stattgefunden." Er erwähnte dabei auch konkret die ständigen ungarisch-slowakischen Reibereien: "Falls wir aber unsere Probleme nicht auf der Grundlage des gegenseitigen Respekts und der Anerkennung der territorialen Integrität und Souveränität zu lösen imstande sind, werden zwar sehr kleine, aber sehr laute Gruppen diese Fragen thematisieren." Schon tauchten in Budapest Gruppen von Leuten in Uniformen auf, "die an die dunkelsten Epochen des 20. Jahrhunderts erinnern".

Über die Notwendigkeit, die regionale Zusammenarbeit 20 Jahre nach dem Kollaps des Kommunismus zu intensivieren, waren sich alle Vortragenden einig. An Ideen mangelt es nicht. Sie reichen von gemeinsamen Anstrengungen zur Heranführung der Länder Südosteuropas an die EU bis zum konkreten Vorschlag von Balas, dass die Außenämter der Staaten Mittelosteuropas angesichts der stärker werdenden Sparzwänge herangehen sollten, gemeinsam Botschaften auf anderen Kontinenten zu unterhalten.

Freilich, auch die mitteleuropäischen Empfindlichkeiten bleiben: Dass Spindelegger in seiner Rede zwar in Zusammenhang mit Zivilcourage und dem Kampf gegen die kommunistische Zwangsherrschaft Berlin 1953, Ungarn 1956, Prag 1968, aber mit keinem Wort die polnischen Aufstände 1956, 1970, 1976 und 1980/81 erwähnte, kam bei den Kongressteilnehmern aus Polen nicht so gut an.

29.05. Seite 1: Hofburg-Aktion (Der Standard) 
Polens Staatssekretär Dowgielewicz, Ex-Außen-minister Bartoszewski, Präsident Fischer, Außen-minister Spindelegger, sein ungarischer Kollege Balázs und Sloweniens Staats-sekretärin Bencina mit Tauben. Foto: APA Seite 5
29.05. Eine Lanze für Mitteleuropa (Der Standard)
"Mitteleuropa" - Motor der EU-Integration des Westbalkans, Rezept gegen extremistische Tendenzen und Kulturraum: Beim Wiener Europakongress wurde es als Auftrag an Österreich und seine Nachbarn formuliert.

Josef Kirchengast

Wien - Auch Schulklassen hatte man eingeladen, um den Eindruck einer elitären, abgehobenen Sache zu vermeiden. Anfangs saßen sie brav im hinteren Teil des Großen Redoutensaals der Hofburg. Dann wurden sie nach vorn gebeten, in den für die "hohen" Gäste reservierten Sektor, der sich nicht ganz gefüllt hatte. Auch eine Art europäischer Wiedervereinigung, und durchaus mit Symbolgehalt.

"1989 geteilt - 2009 geeint: Aufbruch in ein neues Europa". Der vom Wiener Außenministerium veranstaltete zweitägige Europakongress reiht sich in eine Fülle von Gedenkfeiern zum Mauerfall vor 20 Jahren. Aber die Organisatoren wollten ihm bewusst einen Zukunftsdrall geben. Und so ging es in der Diskussionsrunde mit Außenministern und Staatssekretären der "regionalen Partnerschaft" um eine neue Rolle Mitteleuropas innerhalb der EU. Außenminister Michael Spindelegger will die Partnerschaft mit neuem Leben erfüllen, wie er sagte. Dabei fiel auf, wie oft er das Wort Mitteleuropa verwendete, um gemeinsame Interessen dieser Länder innerhalb der EU herauszustreichen. Mitteleuropa verbinde "enger als das gemeinsame Band Europa".

Einig waren sich die Vertreter Ungarns, Polens, Tschechiens, der Slowakei und Sloweniens mit Spindelegger darin, dass die EU-Integration des Westbalkans (Ex-Jugoslawien und Albanien) in ihrem ureigensten Interesse ist. Der polnische Europa-Staatssekretär Mikolaj Dowgielewicz sprach von einem "absoluten Schlüssel für die Glaubwürdigkeit der EU".

Für Spindelegger ist "Mitteleuropa als Gedanke auch eine gute Antwort auf nationalistische Tendenzen" als Folge der Krise. Dass hier akuter Handlungsbedarf besteht, unterstrich der ungarische Außenminister Péter Balázs. Ungarn und die Slowakei müssten sich angesichts zunehmender Aktivitäten von Extremisten sehr anstrengen, um ihre Probleme "auf der Basis gegenseitigen Respekts" zu lösen. Auch der slowakische Außenminister Miroslav Lajèák forderte von den politischen Führern "null Toleranz" gegenüber extremistischen Erscheinungen.

Eröffnet wurde der Kongress mit einer bewegenden Rede von Wladyslaw Bartoszewski: Als Vertreter einer Generation, "die alle Konsequenzen des Totalitarismus erlebt hat", wisse er, wie wichtig es sei, einer gemeinsamen Werte- und Friedensordnung anzugehören (siehe auch Interview).

Bartoszewski nahm auch an der von Standard-Chefredakteurin Alexandra Föderl-Schmid moderierten Kulturdebatte mit den Schriftstellern György Konrád (Ungarn) und Drago Janèar (Slowenien) sowie dem aus Kärnten gebürtigen Regisseur Martin Kuaej teil. Kuaej findet die Mitteleuropa-Idee "eine tolle Sache genau deshalb, weil sie nicht definierbar ist". Was schon vor dem Verschwinden des Eisernen Vorhangs begonnen habe, setzte sich jetzt progressiv fort. Für Janèar war und bleibt die Mitteleuropa-Idee wichtig, weil sie keine Ideologie sei. Die historischen und kulturellen Gemeinsamkeiten bestünden weiter.
29.05. "Den Ukrainern Hilfe zur Selbsthilfe geben" (Der Standard)

Wladyslaw Bartoszewski , polnischer Staatssekretär für den Dialog mit dem Ausland, tritt im Gespräch mit Josef Kirchengast dafür ein, der Ukraine Hoffnung auf einen späteren EU-Beitritt zu geben.
Standard: Sie wurden nach den polnisch-deutschen Spannungen unter der Regierung Kaczy ñ ski von Premier Donald Tusk zum Staatssekretär ernannt mit der besonderen Aufgabe, die bilateralen Beziehungen wieder zu normalisieren.
Bartoszewski: Nicht ohne Ergebnis. Die Haltung von Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Frank-Walter Steinmeier ist offen und entgegenkommend, und wir treffen uns regelmäßig alle paar Wochen. Frau Merkel kommt am 4. Juni nach Krakau und hat sich für September auf der Westerplatte angekündigt. (Auf dieser Halbinsel bei Danzig begann am 1. September 1939 mit einem Beschuss eines polnischen Munitionsdepots durch deutsche Artillerie der Zweite Weltkrieg, Red.)
Standard: Mit der jüngst begründeten "Östlichen Partnerschaft" bietet die EU sechs ehemaligen Sowjet- republiken Zusammenarbeit ohne eine Beitrittsperspektive an. Finden Sie das angemessen - vor allem mit Blick auf die Ukraine?
Bartoszewski: Die Ukraine wäre flächenmäßig der größte Staat in der EU. Natürlich ist sie noch weit davon entfernt, die Beitrittsbedingungen zu erfüllen. Aber man muss den Ukrainern psychologisch die Chance geben, selbst etwas zu tun: Hilfe zur Selbsthilfe. Sie sollen spüren, dass es sich lohnt, etwas zu tun, dass die Hoffnung besteht. Die Hoffnung bedeutet noch keinen Termin. Ein Beitritt ist nicht in fünf oder zehn, aber vielleicht in 20, 25 Jahren möglich.
Standard: Würde EU-Kandidatenstatus der Ukraine die Hilfe zur Selbsthilfe erleichtern?
Bartoszewski: Das wäre vielleicht mutig, aber man weiß nicht, ob es sich lohnen würde. Wir haben so etwas noch nie gemacht. Wir wissen nicht, was es bewirken würde in einem Land, das über Generationen von der imperialen Zentrale in Moskau aus gelenkt wurde.
Standard: Wie würde Russland auf eine West-Integration der Ukraine reagieren?
Bartoszewski: Ich erinnere mich, wie mir russische Diplomaten als polnischem Außenminister gedroht haben, was passieren würde, wenn Polen der Nato beiträte. Ich habe ihnen gesagt: Liebe Kollegen, ihr seid Pragmatiker - nichts wird passieren. Natürlich wird die Ukraine gewisse Schwierigkeiten bekommen. Aber noch kein Volk hat Freiheit und Unabhängigkeit ohne Risiko und Opfer errungen.
ZUR PERSON:
Wladyslaw Bartoszewski (87) ist Staatssekretär und außenpolitischer Berater des polnischen Premiers Donald Tusk. Von 1990 bis 1995 war er Botschafter in Österreich, danach zweimal Außen-minister. Mit seinem öffentlichen Engagement im Wahlkampf 2007 trug er entscheidend zur Abwahl der rechtsnationalen Regierung Kaczy ñ ski bei. Foto: Cremer
29.05. Neues Leben für die Mitteleuropa-Idee (Kurier)
Das Umbruchsjahr 1989 hat bei allen, die es erlebt haben, tiefe Spuren hinterlassen. Wie sehr, zeigt sich beim großen Kongress in der Wiener Hofburg zum Thema "Europa 1989-2009. Geteilt - geeint". Die Konferenz ist Auftakt für zahlreiche Festivitäten in ganz Europa: Vom ersten Schnitt in den Eisernen Vorhang am 27. Juni 1989 durch die Außenminister Österreichs und Ungarns, Mock und Horn - dies wird auch in Ungarn gefeiert - bis zum Höhepunkt, dem Jahrestag des Falls der Berliner Mauer am 9. November.
Noch heute sind für Bundespräsident Heinz Fischer die Umwälzungen vor 20 Jahren außergewöhnlich. "Europa sah Ende 1989 ganz anders aus als noch zu Jahresbeginn", betonte er in der Hofburg vor Prominenz aus allen mittel-osteuropäischen Ländern: "Mit Ausnahme Albaniens war Ende 1989 kein Staatschef in den kommunistischen Staaten Osteuropas mehr an der Macht, der zu Jahresbeginn im Amt war." Fischers Bilanz: "Eine Diktatur zu stürzen ist einfacher, als auf ihren Trümmern Demokratie aufzubauen."
Außenminister Michael Spindelegger, dem Gastgeber der Konferenz, ist die Bedrohung am Eisernen Vorhang in lebhafter Erinnerung: Als Jurist in Gmünd hörte er die Schüsse an der Grenze. Und er erlebte, wie das österreichische Rote Kreuz einen verletzten Unfall-Lenker an der Grenze nicht bergen konnte. Er wurde von Grenzsoldaten verhaftet und in der SSR drei Tage wegen Spionageverdachts verhört. Berührend der polnische Altpolitiker Wladyslaw Bartoszewski: Er erzählte, wie er den Umbruch in seiner Heimat von München und Wien aus erst etwas skeptisch, dann mit immer mehr Begeisterung verfolgte - und nach den Ereignissen 1989 über Nacht zuerst Polens Botschafter in Wien wurde, wo er die deutsch-polnische Aussöhnung mitgestaltete, und dann Außenminister.

Bartoszewskis Lehre von 1989: "Dass Europa niemals mehr geteilt und immer mehr vereint wird."

Politik konkret

Die Konferenz in der Hofburg , die bis Freitag dauert, bleibt aber nicht bei Erinnerungen hängen. Mit Spindelegger zogen die Außenminister Ungarns und der Slowakei, Péter Balázs und Miroslav Laják, und die Staatssekretäre Polens (Mikolaj Dowgielewicz), Tschechiens (Tomá¨ Pojer) und Sloweniens (Dragoljuba Benina) Lehren aus 1989.

Hier zeigte sich, wie konkret die Anliegen für eine gemeinsame Mitteleuropa-Politik sind: Im Zentrum stehen etwa gemeinsame Antworten auf Fragen der Energiesicherheit. Zudem sind die Regierungen von Warschau bis Budapest sehr daran interessiert, die Staaten des Westbalkan näher an die EU heranzuführen. Dem Mitteleuropa-Gedanken wurde in der Wiener Hofburg plötzlich neues Leben eingehaucht.
29.05. Als in Europa die Mauern eingerissen wurden (Kurier)
Umbruch Vor 20 Jahren fiel der Eiserne Vorhang, Europas Teilung endete 1989. Ein Hofburg-Kongress ist Auftakt für Feste in ganz Europa.

Als in Leipzig Montag für Montag Tausende, schließlich Zehntausende Menschen auf die Straße gingen und "Wir sind das Volk" riefen, war es um das DDR-Regime geschehen.
Als in Prag tagelang Menschenmassen auf dem Wenzelsplatz "svoboda", "Freiheit", riefen, war es um das tschechoslowakische KP-Regime geschehen.

Als in Rumänien von Temesvar aus eine "Revolution von unten" um Bischof Laszlo Tökes ihren Ausgang nahm und auf Bukarest überschwappte, war es um Diktator Nicolae Ceausescu geschehen. Und als in Bulgarien Langzeit-Herrscher Todor Schiwkow abtreten musste, erklärte KP-Reformer Petar Mladenow Ende 1989 den Verzicht der KP auf ihr Machtmonopol und versprach freie Wahlen.

Vorreiter

All dies ereignete sich innerhalb von drei Monaten im Herbst 1989. Den Ausgang genommen hatte der Umbruch in Europa freilich schon früher.

In Ungarn hatten schon im Oktober 1988 die regierenden Reformkommunisten den Abbau des Eisernen Vorhangs verkündet. Ab 2. Mai 1989 bauten ungarische Soldaten tatsächlich die Grenzanlagen zu Österreich ab.

In Polen beschleunigte sich der Umbruch ab Februar: Die verbotene freie Gewerkschaft "Solidarnosc" ("Solidarität") zwang unter der Führung von Lech Walesa das KP-Regime zum Dialog am Runden Tisch. Dieses musste im April die "Solidarität" wieder zulassen. Teilweise freie Parlamentswahlen im Juni brachten einen Sieg der Opposition. Im August 1989 bekam Polen seinen ersten nicht-kommunistischen Regierungschef seit dem Zweiten Weltkrieg: den Oppositionellen Tadeusz Mazowiecki.
Wie überhaupt sich die Ereignisse im Sommer 1989 dramatisch beschleunigten: Immer mehr DDR-Bürger versuchten, Ungarn als Schlupfloch in den Westen zu nutzen. Und als Tausende DDR-Bürger in Botschaften der Bundesrepublik Deutschland in Prag, Budapest und Warschau Zuflucht suchten, war das DDR-Regime unter Zugzwang. Dennoch kam es für Ost und West überraschend, als am 9. November 1989 das DDR-Politbüromitglied Günter Schabowski unsicher und beiläufig die Öffnung der DDR-Grenzen verkündete. Der Fall der Berliner Mauer war besiegelt.
Der Dominoeffekt ließ alle kommunistischen Regime im Vorfeld Moskaus stürzen. Ohne Kreml-Reformer Michail Gorbatschow wäre dies nicht möglich gewesen. Legendär seine Warnung an DDR-Staats- und Parteichef Erich Honecker: "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben." 20 Jahre später sieht die politische Landkarte Europas völlig anders aus: Die Spaltung des Kontinents ist überwunden. Die meisten Staaten Osteuropas sind EU-Mitglieder, Österreichs Nachbarn sind im Schengenraum. Wo einst der Eiserne Vorhang war, herrscht heute freie Fahrt über die Grenze.
Der Eiserne Vorhang ist zwar verschwunden, aber in den Herzen einiger weniger Menschen noch präsent. Und Ängste über neue Krisen lassen sogar mancherorts wieder Ostblock-Nostalgie aufkommen. Für die Jugend aber ist die Ära des Kalten Kriegs längst Geschichte.
29.05. "Man kann nicht immer jammern und klagen" (Kurier)

Interview - Jiri Dienstbier über die Entwicklung in Tschechien und Europa seit 1989
Der ehemalige tschechische Außenminister und heutige Senator Jiri Dienstbier zählt zu den zentralen politischen Persönlichkeiten der Wende 1989.
KURIER: Wenn Sie sich an die Zeit nach der Wende erinnern, haben Sie politische Fehler gemacht?
Jiri Dienstbier: Oh ja, wir haben viele Fehler gemacht. Wir hatten ja alle keine Erfahrung mit Spitzenpolitik. Ich zum Beispiel wurde Außenminister, Chef über 1700 Beamte, ohne jemals vorher etwas wie ein Manager gewesen zu sein.
Als zum Beispiel die Frage der Restitutionen (Rückgabe verstaatlichten Eigentums, Anm.) aufkam, hielt ich das anfangs für Unsinn. Dann aber kam ich drauf, dass eine der vernünftigsten Methoden die Privatisierung war.
Glauben Sie, dass Tschechien heute den richtigen Platz in Europa gefunden hat?
Tschechien hat heute genau den richtigen Platz, aber viele Politiker verstehen das nicht. Sie denken heute noch so, wie Nationalisten des 19. Jahrhunderts, die den tschechischen Kleingarten beschützen müssen. Ihr wichtigster Vertreter ist Tschechiens Präsident Vaclav Klaus. Die Mehrheit der Tschechen aber ist pro-europäisch. Die europa-skeptischen Politiker müssen sich die Frage stellen, ob sie in Europa führen wollen. Man kann in Europa nicht immer hinterhertrotten, jammern und klagen. Tschechien ist in der Lage, in Europa zu führen.
Wieso dann dieses mangelnde Interesse an der EU und den EU-Wahlen? 
Wir Tschechen sind Skeptiker, das ist nationale Grundhaltung. Und manchmal kippt dieser Skeptizismus in richtigen Schwejkismus. Dann nehmen wir nichts mehr ernst. So schnell begeistern wir uns für nichts. Da können viele mit Europa ganz zufrieden sein, zur Wahl gehen sie deshalb noch lange nicht.

Wie beurteilen Sie rechtsextreme Strömungen in Tschechien, aber auch in Österreich?
Es gibt wachsenden Extremismus in unserem Land. Man sollte dabei bedenken, dass die totalitären Regime des 20. Jahrhunderts auch eine Konsequenz aus dem liberalen Kapitalismus des 19. Jahrhunderts waren. 1989, nach der samtenen Revolution, kamen Leute wie Vaclav Klaus und verkündeten, dass von nun an jeder Bürger für sich selbst verantwortlich sei, dass alles von ihm und seiner Tüchtigkeit abhänge. Aber es gibt eben Leute, die mit dem Tempo dieser Gesellschaft nicht mithalten können, die unter unmenschlichen Bedingungen arbeiten.
Wenn wir uns um die nicht kümmern, wenn wir die nicht in die Gesellschaft integrieren, dann wenden sie sich Extremisten zu - in Tschechien wählen junge Leute dann sogar wieder die Kommunisten. Die modernen Medien zeigen ja auch oft ein falsches Bild, stürzen sich auf alles Extreme. Da wird ein Skinhead, ein rechter Extremist in endloser Wiederholung im Fernsehen gezeigt. Das war früher eine Notiz in der Chronik.
Machen Ihnen Kommunisten heute noch Angst?
Aber nein, die haben ja heute nicht mehr die Sowjetunion hinter sich. Da sind ja längst viele wohlhabende Bürgerliche unter denen. Sie sind einfach ein Teil des demokratischen Systems und haben ihre Wähler.
Und die Beziehungen zu Österreich?
Diese Angst vor Atomkraft ist zur nationalen Besessenheit in Österreich geworden. Dabei haben doch viele damals nur gegen Zwentendorf gestimmt, weil sie den Kreisky loswerden wollten.
29.05. Nostalgie in der Wiener Hofburg (Wiener Zeitung)

Symposium zum Fall des Eisernen Vorhangs 1989.

Wien. Ein "Triumph des Unerwarteten" sei es gewesen, zitierte Österreichs Außenminister Michael Spindelegger den Gelehrten George Steiner, als der Eiserne Vorhang plötzlich in sich zusammengebrochen sei: Am Donnerstag versammelten sich in der Hofburg unter dem Motto "Europa. 1989 geteilt 2009 geeint" Politiker und Zeitzeugen zu einem Symposium, um den 20. Jahrestag des Ereignisses zu begehen.
Viele Teilnehmer - auch die polnische Polit-Legende Wladyslaw Bartoszewski war erschienen - widmeten sich in ihren Reden sehr persönlichen Erinnerungen an die Zeit vor der Wende. Außenminister Spindelegger etwa erzählte von seinen Jahren als junger Bediensteter im Grenzort Gmünd, wo nicht nur häufig Schüsse zu hören gewesen seien, sondern auch ein nach einem Unfall verletzter Österreicher nicht geborgen werden konnte, weil tschechoslowakische Grenzsoldaten ihn wegen Spionageverdachts festnahmen und verhörten.
Bundespräsident Heinz Fischer erwähnte in seiner Rede ebenfalls Kindheits- und Jugenderlebnisse - Bombengriffe 1945, Besatzung durch die Alliierten und den Ungarn-Aufstand 1956. Er erinnerte, dass es leichter sei, eine Diktatur zu stürzen als eine funktionierende Demokratie aufzubauen. Gleichzeitig verwies Fischer auf künftige Herausforderungen, die zu bestehen seien.

Auf die Gefahr eines neuen Rechtsextremismus, Nationalismus und Chauvinismus in Europa wurde wiederholt im Rahmen einer Diskussion hingewiesen, an der unter anderem der ungarische Außenminister Peter Balasz und sein slowakischer Amtskollege Miroslav Lajcak teilnahmen.
29.05. Friedenstauben für ein geeintes Europa...(Kronen Zeitung)
Friedenstauben für ein geeintes Europa

Mit weißen Friedenstauben, die sie am Josefsplatz in der Wiener Innenstadt aufsteigen ließen, erinnerten Bundespräsident Heinz Fischer, Außenminister Michael Spindelegger sowie hochrangige Regierungsvertreter aus Ungarn, Tschechien, Polen und Slowenien an den Fall des Eisernen Vorhangs zum damaligen Ostblock vor zwanzig Jahren. "Wir haben heute Ziele erreicht, von denen unsere Eltern und Großeltern nicht zu träumen wagten", sagte Fischer dann anlässlich der Eröffnung der Konferenz "Geteilt - Geeint. 1989-2009: Aufbruch in ein neues Europa". Es wäre aber falsch, sich auf diesen Lorbeeren auszuruhen, vielmehr gelte es, sich den Problemen der Zukunft zu widmen.
29.05. Auf einen Blick (Die Presse)
Der zweitägige Europakongress in der Wiener Hofburg ist der bisherige Höhepunkt einer Veranstaltungsreihe, mit der das offizielle Österreich unter Federführung des Außenministeriums an den historischen Umbruch 1989 erinnert. Politisch, kulturell und wirtschaftlich wird der Aufbruch in das neue Europa von prominenten Zeitzeugen beleuchtet. 

29.05. Erinnerung an den Fall der Grenzen (Tiroler Tageszeitung) 
Ein Kongress in Wien erinnert an die Wende 1989. Der Blick geht nach vor, zur nächsten EU-Erweiterung.

Wien -Der Fall des Eisernen Vorhangs im Jahr 1989 führte zum EU-Beitritt der ehemaligen Ostblock-Staaten vor fünf Jahren. Gestern waren die Außenminister aus Polen, der Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn anlässlich des Jubiläums bei einem Europakongress in Wien. Hier traten sie gemeinsam mit ihrem österreichischen Amtskollegen Michael Spindelegger dafür ein, die Staaten des Westbalkans rasch an die EU heranzuführen - sprich, sie bei ihrer Entwicklung so weit zu unterstützen, dass sie in einigen Jahren auch Beitrittsverhandlungen aufnehmen können.

Blickpunkt Mitteleuropa

"Wir werden alle miteinander die großen Profiteure sein", hofft Spindelegger auf diese nächste Runde. Und der österreichische Außenminister setzte sich für die "Donauinitiative" ein. Die Donau habe eine große Symbolkraft, sie verbinde von der Quelle bis zur Mündung nicht nur alteingesessene EU-Länder wie Deutschland mit einem jungen Mitglied wie Rumänien, sondern fließe beispielsweise auch durch Länder wie Serbien, die eine Mitgliedschaft noch anstreben.

Und Spindelegger setzt auf Mitteleuropa, das zu einer "wirklichen Kernregion" Europas werden solle. Die Regionale Partnerschaft mit Polen, der Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik und Ungarn sei ein bewährtes Netzwerk mit noch unschätzbarem Potenzial für Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur. Mitteleuropa sei nicht nur ein Gedanke, sondern auch eine klare Antwort auf Nationalismus und Chauvinismus.

Die slowenische Staatssekretärin Dragoljuba Bencina betonte, vor allem Kroatien müsse rasch in die EU kommen. Derzeit sind die Beitrittsverhandlungen wegen eines slowenisch-kroatischen Grenzstreits blockiert.(TT)

n6. FebruarBeginn der Gespräche am Runden Tisch zwischen kommunistischer Führung und Opposition in Polen. Im April werden halbdemokratische Wahlen beschlossen.

n2./3. MaiDer Abbau des "Eisernen Vorhanges" an der ungarischen Westgrenze beginnt.

n19. AugustHunderte DDR-Bürger nutzen das "Paneuropäische Picknick" an der österreichisch-ungarischen Grenze zu einer Massenflucht nach Österreich.

n9. NovemberDie DDR öffnet die Berliner Mauer.

n24. November"Samtene Revolution" in der Tschechoslowakei.

n22. DezemberIn Rumänien wird Staats- und Parteichef Nicolae Ceausescu gestürzt.

n29. DezemberVaclav Havel wird zum tschechoslowakischen Staatspräsidenten gewählt.

29.05. Friedenstauben (Neues Volksblatt)

…entließen die Teilnehmer eines Europakongresses zum 89er-Jubiläum gestern in Wien vor der Hofburg in die Freiheit: Neben in- und ausländischen Spitzenpolitikern sowie Wirtschaftsfachleuten nehmen auch Bundespräsident Heinz Fischer und Außenminister Michael Spindelegger an der zweitägigen Veranstaltung mit dem Thema "Geteilt - Geeint. 1989-2009: Aufbruch in ein neues Europa" teil.

30.05. Friedenstauben (Kronen Zeitung)

Wie schön: Bundespräsident Fischer, Außenminister Spindelegger und Politiker aus Ungarn, Tschechien, Polen und Slowenien ließen anlässlich der Beseitigung des Eisernen Vorhanges vor zwanzig Jahren auf dem Wiener Josefsplatz weiße Friedenstauben aufsteigen. Das wäre tatsächlich ein Anlass zum Feiern, wenn man danach nicht auch noch alle Grenzkontrollen beseitigt hätte, denn der dadurch hervorgerufene enorme Anstieg der Kriminalität dürfte bei vielen "normalen" Bürgern diese Jubelstimmung eher gedämpft haben. Was nützen da die Friedenstauben, wenn man versucht, uns auszurauben? Franz Weinpolter, Wien
30.05. Auf einen Blick (Die Presse)
Europakongress. Zwei Tage lang diskutierten Politiker, Kulturschaffende und Wirtschaftstreibende in der Wiener Hofburg auf einer vom Außenministerium organisierten Veranstaltung über den historischen Umbruch von 1989. Am gestrigen Freitag stand der wirtschaftliche Wandel der vergangenen 20 Jahre im Mittelpunkt, zugleich wurde in zwei Diskussionsrunden der Blick nach vorn gerichtet. So diskutierten Politiker und Schriftsteller mit jungen Leuten aus den Umbruchstaaten über Zukunftsvisionen für Europa.
30.05. Treichl: "Ich stehe zu jedem von uns investierten Euro" (Wiener Zeitung)
Wien. (hes) Österreichs Banken sehen keine Anzeichen für ein nahes Ende der Krise: "Die notleidenden Kredite nehmen nach wie vor zu und das wird noch einige Zeit so weitergehen", sagte Raiffeisen-International-Chef Herbert Stepic bei einem vom Außenministerium organisierten Europakongress, der an den Fall des Eisernen Vorhangs vor 20 Jahren erinnerte. Eine echte Erholung erwartet Stepic erst 2011.

Überhaupt keine Prognose wagt Andreas Treichl, Chef der Erste Group: "Wir müssen uns darauf einstellen, dass es auch länger dauern könnte. Das haben wir getan, wir sind nun wirklich gut vorbereitet."

Beide Bankchefs wehren sich vehement gegen Pleiteszenarien wegen ihres hohen Osteuropa-Engagements: "Ich stehe zu jedem Euro, den wir investiert haben", sagt Treichl: "Kritisiert werden wir immer: dafür, dass wir Kredite vergeben oder dafür, dass wir keine vergeben."

Stepic wirft den Medien undifferenzierte Berichterstattung vor und spricht von einem "fast herbeigeführten Selbstmord". Die Banken hätten zwar eine Pionierrolle eingenommen, mittlerweile seien in Zentral- und Osteuropa aber 15.000 österreichische Klein- und Mittelbetriebe engagiert.

Federico Ghizzoni, Osteuropa-Vorstand der Bank-Austria-Mutter UniCredit, sieht den Boden für die Realwirtschaft erreicht. UniCredit nütze die Krise für eine Umstrukturierung.

Sorge über Europa-Hass

Sorgen bereitet allen Diskutanten die wachsende Skepsis gegenüber der europäischen Integration. "Beethoven hat eine Ode an die Freude geschrieben, nicht an den Frust", erinnerte Ex-Kanzler Wolfgang Schüssel.

Bisher habe noch jede Erweiterungsrunde die EU geprägt und verändert - "die östliche Dimension fehlt allerdings noch in der EU-Integrationspolitik", kritisierte der ungarische Wirtschaftsforscher András Inotai.
30.05. Nationalismus gefährdet Europa (Kurier)

Europa und die Erweiterung der EU in Richtung Osteuropa sei eine Erfolgsstory, doch der weitere Weg werde schwierig. Denn Nationalismus und Protektionismus seien eine wachsende Gefahr, warnte EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso beim Kongress "Europa 1989-2009" in der Wiener Hofburg. Solidarität sei jetzt wichtiger als je zuvor. András Inotai, Leiter des Budapester Instituts für Weltwirtschaft, hält den drohenden Rückfall in protektionistische Zeiten für die vierte Stufe der Krise, die Europa erlebt: "Begonnen hat alles mit der Finanzkrise, dann kam die Wirtschaftskrise, die soziale Krise und dann die ideologische Krise stehen uns jetzt bevor", betonte Inotai bei dem Kongress. Wenn es Europa nicht schaffe, diese Tendenzen unter Kontrolle zu bringen, werde es in einigen Jahren vielleicht einen Wirtschaftsaufschwung geben, aber eine fundamental veränderte Mentalität der Bevölkerung. Die Reformbereitschaft und eine weitere Einigung Europas stehe auf dem Spiel. Inotai fordert von Brüssel die Ausarbeitung einer "Ost-Dimension" - eine Strategie wie sie es in der EU für die Mittelmeerländer und später für Nordeuropa gegeben habe. Viele Bürger hätten ein kurzes Gedächtnis und die Vorteile der EU gegenüber dem früheren System völlig vergessen. "Viele Ungarn sehen die Transformation als eine verlorene Zeit, sind enttäuscht von der EU und sehnen sich zurück in den Sozialismus", sagt Inotai. Dass sie früher weder frei reisen, noch Autos, Wohnungen und Konsumgüter kaufen konnten, ignorieren sie heute.

Elan fehlt

"Das magische Jahr 1989, als die Bevölkerung in Ost und West über den Fall des Eisernen Vorhangs jubelte, ist viel zu wenig im Bewusstsein der Bevölkerung", beklagte Ex-Bundeskanzler Wolfgang Schüssel. Österreich habe unglaublich von der Ostöffnung profitiert. Jetzt aber sei "das Feuer weg". Niemand freue sich auf diese Union. Es fehle an einem starken Zentrum, das nach vorne ziehe so wie zunächst einmal der Euro und dann die Ost-Erweiterung gewesen seien. Dabei sei die Erweiterung nicht zu Ende, sagte Schüssel mit Hinweis auf den Beitrittskandidaten Kroatien. "Europa trifft meist nicht das Herz der Bevölkerung", sagte Schüssel. Er glaubt, dass heute eine Einführung des Euro mit allen Begleitbedingungen wie einer Begrenzung der Verschuldung nicht mehr durchzubringen wäre. Veit Sorger, Präsident der Industriellenvereinigung, betonte, dass Österreichs Unternehmen mit der Ostöffnung wettbewerbsfähiger geworden seien.
30.05. "In ein paar Jahren wird der Osten den Westen wieder füttern" (Die Presse)

Transformation. 20 Jahre nach dem Mauerfall fällt vor allem das Resümee der Wirtschaft positiv aus. Ein neuer Nationalismus droht bereits Erreichtes zu gefährden.
Von Matthias Auer
Kaum ein Ungar hätte 1989 noch ernsthaft geglaubt, dass sich der Kommunismus halten wird, sagt Andras Inotai, Direktor des Institute for World Economics in Budapest. Umso erstaunlicher, dass heute, 20 Jahre nach der Implosion des real existierenden Sozialismus, viele Ungarn die Transformation als "verlorene Zeit" ansehen. Von den Utopien, die 1989 jenseits des Eisernen Vorhangs kursierten, haben sich freilich nicht alle erfüllt. Dennoch scheint das Gedächtnis vieler ehemaliger Genossen zu kurz zu greifen, mahnt Inotai im Rahmen des Europakongresses zum Wendejahr 1989 in Wien. So schnell können das Leben in einem totalitären Regime und das Versagen einer zentralistischen Planwirtschaft nicht vergessen sein.
Bei der Transformation seien aber auch Fehler passiert, meint EBRD-Vizepräsidentin Brigita Schmögnerova. Gerade in den ersten Jahren nach der Wende, geprägt von Armut und hoher Arbeitslosigkeit, hätten viele Länder blindlings den drei Säulen Privatisierung, Stabilisierung und Liberalisierung vertraut. Über eine mögliche Rolle des Staates und die Entwicklung staatlicher Institutionen sei anfangs nicht nachgedacht worden. Das hätten einige Länder erst mit dem EU-Beitritt vor fünf Jahren nachgeholt.
Auf wirtschaftlicher Ebene ist der Erfolg des Umbruchs 1989 jedoch weitgehend unbestritten. Das Versagen des Realsozialismus war Ende der Achtzigerjahre kaum noch zu übersehen. Lag Ungarns Wirtschaftsleistung etwa 1950 noch bei 67 Prozent der österreichischen, so waren es nach 40 Jahren staatlich gelenkten Wirtschaftens gerade noch 38 Prozent, rechnete Leszek Balcerowicz, Polens ehemaliger Finanzminister, vor. "Jedes Land hat unter dem Sozialismus gelitten", sagte er. Erst der rasche Umstieg auf die freie Marktwirtschaft habe die rasante Entwicklung angetrieben. "Die Erwartungen sind übererfüllt worden", meinte auch Exkanzler Wolfgang Schüssel. Gerade Österreichs Nachbarländer hätten schnell aufholen können.
"Bereue keinen Euro in Osteuropa"
An ihrem Aufschwung maßgeblich beteiligt waren auch Österreichs Unternehmen, allen voran die heimischen Banken. Sie haben als Erste den Schritt in den Osten gewagt und so anderen internationalen Investoren den Weg in die Länder Zentral- und Osteuropas geebnet. Für Raiffeisen-Chef Herbert Stepic hat sich im Jahr 1989 ein "galaktisches Fenster" aufgetan, wie es seiner Meinung nach nur in der historischen Kombination Gorbatschow/Kohl/Walesa möglich war. Stepic selbst war mit der Raiffeisenbank schon 1986 nach Ungarn gegangen. Was er in den ersten Transformationsjahren gesehen habe, beschreibt der Banker als "wild, wild west". Keine Bilanzen, keine Aufsicht, teils freihändig vergebene Privatisierungen. Dennoch habe man gerade in diesem "größten Umbruch in Europa", vergleichbar mit der Gründerzeit in den USA, richtig Geld verdienen können. Das haben heimische Kreditinstitute und mit ihnen 1500 österreichische Firmen auch getan.
Erst die Entwicklungen der letzten Monate lassen den einstigen Ost-Vorteil als Nachteil erscheinen. "Ich bereue keinen Euro, den wir in Mittelosteuropa investiert haben", sagt Erste-Bank-Chef Andreas Treichl, angesprochen auf die nun gefährdeten Milliardenkredite, die sein Institut in der Region vergeben hat. 200 bis 300 Milliarden Euro (geschätztes Kreditvolumen heimischer Banken in Mittelosteuropa) seien zwar viel Geld, drei Viertel lägen jedoch in EU-Ländern, wiegeln die Banker ab. In ein paar Jahren werde die Region Westeuropa wieder "füttern", ist Treichl überzeugt.
Es droht ein böses Erwachen
Dennoch fallen die Staaten Mittelosteuropas aufgrund ihres Höhenflugs der vergangenen Jahre in der jetzigen Krise besonders tief. IMF, Weltbank und EU müssen mit Milliardenkrediten einspringen, eine Entwicklung, die manchem Sorge bereitet. Nach der ökonomischen und der sozialen Krise werde eine ideologische Krise folgen, warnt Inotai. Darauf gelte es sich vorzubereiten.
Denn selbst im erhofften Aufschwung droht Europa auseinanderzudriften, Protektionismus und eine neue Welle des Nationalismus machen sich breit. Wenn sich die Politik in drei Jahren auf die Schulter klopft, weil die Wirtschaft halbwegs in Schwung gekommen ist, droht ihr ein böses Erwachen, warnt Inotai.
30.05. "Es dauert, bis wir Gestank wieder los werden" (Die Presse)
Tschechiens Ex-Außenminister Karel Schwarzenberg über Ursachen und Folgen von 1989.
Von BURKHARD BISCHOF
Wien. Es stinkt in Mitteleuropa, es stinkt nach Totalitarismus. In Österreich entfaltet gerade nationalsozialistisches Gedankengut wieder seinen widerlichen Geruch, in den ehemaligen Ostblockstaaten ist es der Gestank des Kommunismus. Und für Karel Schwarzenberg, bis vor Kurzem tschechischer Außenminister und Parade-Mitteleuropäer, "wird es zwei oder sogar noch mehr Generationen dauern, bis wir diesen Gestank wieder los sind. An den Folgen des totalitären Denkens jedenfalls werden wir noch lange zu kiefeln haben", wie er in seinem Festvortrag beim Europakongress zum historischen Umbruchjahr 1989 in der Wiener Hofburg ausführte.
Ahnungslos in den Systemkollaps
Dass der "entsetzliche Alptraum" des Nationalsozialismus für einige junge Leute offenbar wieder attraktiv sei, ist für Schwarzenberg ein weiterer Beweis dafür, "dass das Böse in uns selber steckt und nur darauf wartet, von einem üblen Regime geweckt zu werden". Es brauche im Kampf gegen das totalitäre Denken deshalb eine "viel größere Entschlossenheit".
In dem mit Anekdoten gespickten Vortrag bar jeder Diplomatenfloskel warf der langjährige Menschenrechtsaktivist Schwarzenberg einen kritischen Blick zurück auf Ursachen und Folgen des Revolutionsjahres 1989. Zwar sei für ihn der Kollaps des Kommunismus absehbar gewesen, aber er habe mit einem viel länger dauernden Verfallsprozess gerechnet. "Ich habe nicht einmal geahnt, dass es eine Implosion geben könnte, befinde mich aber in guter Gesellschaft. Keine einzige Staatskanzlei im Westen hat mit dem Zusammenbruch des Sowjetimperiums gerechnet, wie mir bestätigt wurde."
Der Fürst war "nur ein Wasserträger"
Gerade weil niemand vorbereitet war, seien dann bei der Transformation auch Fehler passiert. So sei zugelassen worden, dass bei der Privatisierung von Staatsunternehmen in vielen Ländern frühere kommunistische Geheimdienstler zum Zug kamen ("die waren stets am besten informiert"). Die "Gaunerstücke" aber, die sich in den wilden 1990er-Jahren abspielten, hätten die wirtschaftliche und gesellschaftliche Moral versaut.
Und sieht sich der langjährige Vorsitzende der Internationalen Helsinki-Föderation, die bei der Unterstützung und Vernetzung der Bürgerrechtsbewegungen in den ehemaligen Ostblockstaaten eine herausragende Rolle gespielt hatte, als einen der 1989er-Revolutionshelden? "Aber nein", sagt der Fürst, "ich war nur ein Wasserträger".
30.05. Plädoyers für Europa und die freie Marktwirtschaft (der Standard)

Wien - Mit Plädoyers für mehr Europa und der Aufforderung trotz der Krise nicht den Glauben an die Marktwirtschaft zu verlieren ist am Freitag das zweitägige Symposium "1989 geteilt - 2009 geeint: Aufbruch in ein neues Europa" zu Ende gegangen. Im Zentrum der Diskussionen standen Wirtschaftsfragen und die weiteren Aussichten für die Entwicklung in Ost- und Mitteleuropa. Brigita Schmögnerová, Vizepräsidentin der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, mahnte ein, dass die soziale Absicherung in den früheren Transformationsländern auch heute noch ungenügend sei. Der ungarische Ökonom András Inotai warnte vor dem Ausbruch einer ideologischen Krise als Folge der ökonomischen Probleme. ÖVP-Abgeordneter und Ex-Kanzler Wolfgang Schüssel forderte die Entwicklung einer neuen gemeinsamen Vision für Europa. (szi)
30.05. "Wir waren die Lehrlinge" (Kurier)

Deutschland: Das System DDR ist gescheitert, sagt Bundestags-Vizepräsident Thierse. Doch ihre ehemaligen Bürger verdienen einen fairen Blick zurück
Wortgewaltig und emotional fordert Wolfgang Thierse eine faire Diskussion über die ehemalige DDR ein. Von "Ostalgie" ist beim Vize-Präsidenten des deutschen Parlaments nichts zu spüren. KURIER:Wissen Sie noch, was Sie am 9. November 1989, dem Tag des Mauerfalls, gemacht haben?
Wolfgang Thierse: Ich saß zu Hause mit meiner Frau, und wir sahen den Bericht über die legendäre Pressekonferenz mit Günter Schabowski. Zunächst haben wir nicht richtig verstanden. Jedenfalls nicht, dass ab sofort die Grenzen offen sind. Wir gingen nicht gleich los. Unsere Kinder waren klein, und wir haben gesagt: Wenn das denn stimmt, können wir ja auch noch morgen gehen.
Ist die derzeit geführte Diskussion, ob die DDR ein "Unrechtsstaat" war, notwendig?
Damit man mich nicht falsch versteht: Die DDR war ein Unrechtsstaat. Sie war eine Diktatur, ein System der Mangelwirtschaft. Aber das ist nicht das Einzige, was man über die DDR sagen soll. Sie war auch eine Soli-dargemeinschaft ihrer Bürger gegen die SED-Herrschaft, gegen die Spitzelei, gegen die Mangelwirtschaft. Das Urteil über das System muss hart und klar sein. Aber das Urteil über die Menschen, die in der DDR gelebt haben, muss milde und gerecht und differenziert sein. Das System ist gescheitert, aber doch nicht alle Menschen und alle Biografien. Ich habe es schon oft gesagt: Es gab ein richtiges Leben im falschen System. Ich schäme mich nicht für meine Biografie. Und das sollte man auch nicht von mir verlangen, nur weil ich in der DDR gelebt habe.
Gilt das nicht für alle Diktaturen?
Ja - aber es gab einen qualitativen Unterschied zwischen der Nazi-Diktatur und der DDR-Diktatur. Ich mag die Redewendung - "es war nicht alles falsch in der DDR" - nicht. Aber an Dinge zu erinnern, etwa an die gut funktionierenden Polikliniken, heißt doch nicht, Unrecht in der DDR zu beschönigen.
Hätte man versuchen müssen, positive Errungenschaften der DDR ins neue Deutschland mitzunehmen?
Dafür gab es keine Chance. Bei der Vereinigung der beiden deutschen ungleichen Staaten waren die Gewichte klar. Ein politisch und moralisch gescheitertes System kam zusammen mit einem höchst erfolgreichen. Bei dem einen musste sich alles ändern, beim anderen nichts. Damit waren automatisch die im Westen die Lehrmeister, die anderen die Lehrlinge. Ich sage das ohne Vorwurf: Das tat weh, aber so ist die Geschichte verlaufen.
Laut Umfrage wünschen sich 50 Prozent der Ostdeutschen die Errungenschaften der DDR zurück.
Das entspricht dem normalen Wunsch von Menschen, nicht alles in ihrer Biografie für verdammenswert halten zu müssen. Sie wünschen, sich freundlich an sich selbst erinnern zu können. Nicht nur an ihr individuelles Leben, sondern auch an die Gesellschaft. Dass das Produkt ihrer Arbeit nicht nur Nichts, Nebbich, Quatsch gewesen sein soll.
Ich sage meinen ostdeutschen Landsleuten immer: Ich wünsche mir, dass wir selbstkritisch und selbstbewusst zugleich auf unser Leben zurückblicken.
Sie sagen: Ich lobe die Demokratie für ihre Langsamkeit.Was bedeutet das?
Nur die Langsamkeit ermöglicht, dass sich viele Stimmen an politischen Entscheidungsprozessen beteiligen und zum Zug kommen können. Ein Diktator kann schnell entscheiden, er macht das allein. Das Politbüro konnte auch schnell entscheiden, aber die Zeche haben immer alle bezahlt.
In diese Ungeduld stoßen die extremen Parteien vor?
Ja, das ist die Stunde der Populisten, links oder rechts. Zudem kommt noch, in Zeiten der Krise, das Bedürfnis nach einfachen und klaren Antworten.
Was kann die Politik dem entgegenhalten?
Die Ängste der Menschen ernst nehmen, die Probleme aussprechen und Vorschläge, aber keine falschen Versprechungen machen. Die SPD kann nicht erfolgreich sein, wenn sie populistischer ist als die Linkspartei. Und man muss auch klar machen: Bei der Bewältigung der Probleme muss es eine gerechte Verteilung der Lasten geben. Auch wenn man nun nach kurzzeitiger Zerknirschung der Banker schon wieder hört: "Nein, Konsequenzen darf das alles nicht haben."
Zur Person: Wolfgang Thierse
DDR 1943 in Breslau (Polen) geboren, wächst Thierse in der DDR auf. Nach einer Lehre als Schriftsetzer studiert er Germanistik, wird kurz Mitarbeiter im DDR-Kulturministerium und arbeitet schließlich bis zur Wende 1989 in der Akademie der Wissenschaften der DDR.
Aufstieg Sofort nach der Wende tritt der bekennende Bartträger in die SPD ein, wird bald Chef der Ost-SPD, schließlich Vize-Parteichef der gesamten SPD. Ende 1990 Einzug ins Parlament. Von 1998 bis 2005 ist Thierse Präsident des Bundestages. Seither ist der mit einer Kunsthistorikerin verheiratete Vater zweier Kinder Vize-Präsident des Parlaments.

31.05. Die Neubelebung Mitteleuropas (Kurier)

Oft zeigt sich erst im Rückblick, welch große Wegstrecke man zurückgelegt hat. Nirgends sonst wurde das so deutlich wie auf dem großen Hofburg-Kongress zum Thema "Europa 1989-2009. Geteilt - Geeint". Auf Einladung von Außenminister Michael Spindelegger hatten zwei Tage lang Politiker und Wirtschaftsexperten, Kulturschaffende und Jugendliche aus Österreich und den Nachbarländern darüber diskutiert, was der Umbruch im Jahre 1989 - Ende der kommunistischen Herrschaft in Osteuropa; Fall des Eisernen Vorhangs und der Berliner Mauer; Ende der Teilung Europas - gebracht hat und welche Erkenntnisse sich für die Zukunft ableiten. Da entkam so manchem Konferenzteilnehmer ein spontanes Bekenntnis aus tiefster Seele: "1989 der große Umbruch - und 20 Jahre später ist Tschechien das Vorsitzland der Europäischen Union. Das hätte sich mein Vater niemals zu erträumen gewagt", bekannte Tschechiens Botschafter in Wien, Jan Koukal. Auch Bundespräsident Heinz Fischer sprach von einem "Europa heute, von dem man früher nicht zu träumen wagte". Polens Ex-Außenminister Wladislaw Bartoszewski: "Kaum zu glauben, dass Polen heute in der EU ist!" Bartoszewski, in der KP-Ära vielfach verfolgt, schlug den Bogen von 1989 zu heute: "Der Erfolg damals war eine gesamteuropäische Erfahrung - eine Erfahrung, die verbindet." Tatsächlich kam in den Debatten über die Folgen des Umbruchs 1989 ein starkes Mitteleuropa-Gefühl auf. Ob Polen, Slowenen, Tschechen, Slowaken, Ungarn oder Österreicher: Alle spürten, dass sie zu einem gemeinsamen Kulturkreis gehören. Außenminister Spindelegger: "Wir sind zusammengewachsen."

Kulturbegriff

Prominente Kulturschaffende pflichteten bei. Der slowenische Schriftsteller Drago Janar: "Die Idee von Mitteleuropa wird nicht verschwinden, weil das kein ideologischer Begriff ist, sondern ein kultureller." Theaterregisseur Martin Kruaej, gebürtiger Kärntner, schloss sich an: "Ich bin überzeugter und begeisterter Mitteleuropäer - vielleicht deshalb, weil dieser Begriff gar nicht exakt definiert werden kann." Doch es wurde auch kritische Bilanz gezogen. Ungarns Außenminister Péter Balázs: "Wir (die 2004 der EU beigetretenen Staaten Osteuropas) haben auch Probleme in die EU gebracht, weil historische Aussöhnungen noch nicht vollständig stattgefunden haben." Umso deutlicher die Warnungen, gefährlichen Tendenzen gegenzusteuern. Balázs: "Wenn nicht, dann werden extremistische Gruppen, Nationalisten und Chauvinisten, sich dieser Themen annehmen." Spindelegger: "Wir müssen dem aufkeimenden Nationalismus ein klares Nein entgegensetzen."

Mahnung

Der tschechische Ex-Außenminister Karl Schwarzenberg rief zu mehr "Entschlossenheit" gegen totalitäres Denken auf. Schwarzenberg glaubt, dass es noch zwei, drei Generationen dauern wird, bis die Spuren der KP-Ära in Osteuropa verschwunden sind. Überraschend war, wie konkret die Wünsche an Mitteleuropa waren: Bildung einer gemeinsamen Ländergruppe in der EU, um die Interessen zu bündeln ( Donauraum-Initiative, siehe Info rechts); gemeinsame Sicherung der Energieversorgung als Lehre aus der Erdgas-Krise im letzten Winter; eine Initiative, um die Staaten des Westbalkan an die EU heranzuführen. Der Übergang von einer zeithistorischen Bilanz der letzten 20 Jahre zu europäischer Tagespolitik war fließend: Eine wichtige Botschaft, die von der Hofburg an Mitteleuropa ausging.
31.05. Von Donauraum bis Schwarzmeer (Kurier)

Außenminister Michael Spindelegger nutzte den Europa-Kongress in der Hofburg, um für sein Konzept einer neuen, aktiveren Nachbarschaftspolitik zu werben. Diese umfasst im Wesentlichen drei Schwerpunkte: Regionale Partnerschaft An ihr nehmen Österreich, Polen, Tschechien, die Slowakei, Ungarn und Slowenien teil. Ziel ist der Informationsaustausch und die Abstimmung gemeinsamer Interessen im EU-Rahmen. Im Zentrum der aktuellen Arbeit steht die Heranführung der Länder des Westbalkan an die Europäische Union. Donauraum-Strategie So wie die von Frankreich forcierte "Mittelmeerunion" oder die kürzlich in Prag aus der Taufe gehobene "EU-Partnerschaft Ost" will Österreich auf dem kommenden EU-Gipfel eine EU-Strategie für den Donauraum anregen. Ziel ist es, Wirtschafts-, Kultur- und Wissenschaftsprojekte in der Region entlang der Donau zu fördern. Kommissionspräsident Barroso und Außenkommissarin Ferrero-Waldner haben Außenminister Spindelegger dafür schon grünes Licht gegeben. Schwarzmeer-Initiative Anschließend an die Region Donauraum setzt sich Spindelegger auch für eine Schwarzmeer-Initiative ein: Diese Region mit 350 Millionen Einwohnern sei ein politisch, energiepolitisch und wirtschaftlich wichtiger "Wachstumsmarkt von morgen und übermorgen". Österreich will seine Präsenz in dieser Region deutlich erhöhen.
31.05. "Das europäische Wir-Gefühl ist noch ausbaufähig" (Kurier)

Außenminister Michael Spindelegger war Gastgeber der Hofburg-Konferenz "Europa 1989-2009". Im KURIER-Interview zieht er Bilanz.

KURIER: Was sind Ihrer Meinung nach die positiven Folgen des Umbruchs 1989? Michael Spindelegger: Europa ist heute, 20 Jahre später, kaum wiederzuerkennen. Österreich liegt heute im Zentrum einer der spannendsten, am schnellsten wachsenden Regionen Europas, eng vernetzt mit seinen Nachbarn. Unsere Exporte haben sich seit 1995 mehr als verdreifacht, und Wien ist heute eine wirtschaftliche und kulturelle Drehscheibe. Davon profitiert die Bevölkerung unmittelbar - durch Jobs und Wachstum.

Gab es in den vergangenen 20 Jahren auch negative Auswirkungen ? Wir müssen uns vielen Herausforderungen stellen. Wir können denen aber gemeinsam gute Konzepte entgegenhalten: ein eng kooperierendes Mitteleuropa als Gegenkonzept zum Nationalismus. Gemeinsamer Kampf gegen grenzübergreifende Kriminalität statt Grenzbalken. Von einander lernen, anstatt sich abzugrenzen.

Wo besteht besonderer Handlungsbedarf? Noch ist es uns nicht vollständig gelungen, die Mauer in den Köpfen mancher Menschen zu überwinden. Das europäische Wir-Gefühl ist sicher noch ausbaufähig. Hier muss man gerade auch regional ansetzen. Konkrete Kooperationen wie im Rahmen der Regionalen Partnerschaft oder die Donauraum-Strategie bieten da viel Potenzial.

Wie erklären Sie sich, dass der 20. Jahrestag des Umbruchs 1989 in manchen Staaten Osteuropas weniger euphorisch begangen wird als in Österreich? Für viele - gerade für die Jugend - ist ein Leben in Freiheit und Demokratie heute eine Selbstverständlichkeit geworden. Man kennt den Eisernen Vorhang nur noch aus dem Geschichtsunterricht. Genau daher sind Initiativen wie dieser Europakongress in Wien so wichtig. Man muss die Entwicklungen kennen, die für diese ,Gegenwart der Chancen entscheidend waren, um gestalterische Verantwortung für die Zukunft übernehmen zu können.

Hat das Tempo der europäischen Integration seit 1989 manche Bürger überfordert? Man sollte den europäischen Bürger nicht unterschätzen. Ich glaube, dahinter steckt etwas anderes. Wie mir meine Zuhör-Tour durch die Bundesländer gezeigt hat, hat die EU-Skepsis eine breite Palette an Ursachen. Die Europäische Union ist eine enorme Projektionsfläche. Viel Unbehagen, das mit Europa in Zusammenhang gebracht wird, hat seinen Ursprung aber ganz woanders.

Welche Bilanz ziehen Sie abschließend vom Kongress "1989-2009. Geteilt - Geeint"? Der Kongress war der Höhepunkt einer Veranstaltungsreihe, die sich ja über das ganze Jahr zieht. Ohne 1989 würde die Gegenwart in Mitteleuropa ganz anders aussehen. Diese Tatsache ist gerade der jungen Generation nicht immer bewusst. Daran wollen wir arbeiten. Der Kongress hat Zeitzeugen und Jugendliche zusammengebracht. Ich möchte, dass gerade die jungen Menschen, die den Kalten Krieg nicht erlebt haben, die historische Tragweite des Wendejahres 1989 für Europa erkennen.
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